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Drucksache Nr.39ji 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP/DPB, FU (BP/Z) 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Regelung von Zahlungsverpflichtungen aus Zahlungsabkommen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Der Bank deutsdier Länder obliegt die 
Durchführung der Zahlungen auf Grund der 
den Zahlungsverkehr mit dem Ausland 
regelnden Abkommen. Solange die Ver- 
pflichtungen aus einem Zahlungsabkommen 
von dem Vertragspartner erfüllt werden, 
zahlt die Bank deutsdier Länder den Gegen- 
wert der von den Sdiuldnern auf die in dem 
Abkommen vorgesehenen Konten eingezahl- 
ten Beträge unverzüglidi zu dem amtlidien 
Verrechnungskurs in D-Mark an die Berech- 
tigten in der Bundesrepublik Deutsdiland 
aus. 

§2 

(1) Soweit die Bank deutscher Länder Aus- 
zahlungen nadi § 1 Satz 2 nidit vornimmt, 
weil der Vertragspartner seine Verpfliditun- 
gen aus dem Zahlungsabkommen nicht er- 
füllt, haftet der Bund bei Forderungen aus 
dem Waren- und Dienstleistungsverkehr 
dem Berechtigten für die Auszahlung. Die 
Haftung tritt nicht ein, soweit der Schaden 
anderweit gedeckt ist. 

(2) Wird der Bund aus der Haftung in 
Ansprudi genommen, so kann er von der 
Bank deutscher Länder die Abtretung der 
entspredienden Forderungen aus dem Zah- 
lungsabkommen verlangen. 

§ 3 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 


der Finanzen die Haftung für den Bereidi 
eines Zahlungsabkommens durdi Bekannt- 
madiung im Bundesanzeiger aussdiließen für 
Forderungen aus Verträgen, die nadi dem 
Tage der Bekanntmachung abgesdilossen 
werden. 

§ 4 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mäditigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtsdiaft durdi Reditsver- 
ordnung das Verfahren im Haftungsfalle zu 
regeln. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe der §§13 
und 14 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi im Land 
Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 11. Dezember 1952 

Dr. Schröder (Düsseldorf) und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Wellhausen und Fraktion 
Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
Dr. Decker 

^ . und Fraktion 

Dr. Reismann 
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